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Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/2429

– Beratung mit Autoren des Gutachtens

– Vortrag des Gutachters Dr. med. Dipl.-Wirtsch.-Ing. Jens Peukert
(s. Anlage 3)

– Wortbeiträge

3 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) 34

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 17/7200

Einzelplan 11
Vorlage 17/2325 (Erläuterungsband)

– Einbringung durch den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales (s. Anlage 4)

– mündlicher Bericht der Landesregierung

– Wortbeiträge

4 Den Beamtinnen und Beamten in NRW die freiwillige Versicherung in
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ermöglichen 43

Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/5057

Ausschussprotokoll 17/668 (Anhörung vom 19.06.2019)

– Abschließende Beratung und Abstimmung

– Wortbeiträge

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab.
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5 Hitzeaktionspläne zur Prävention hitzeassoziierter Mortalität und
Morbidität 44

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/6752

– Abschließende Beratung und Abstimmung

– Wortbeiträge

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
gegen die Stimmen der Fraktion der AfD ab.

6 IT-Infrastruktur der Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen stärken –
Patientenschutz sichern 47

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/5634

Ausschussprotokoll 17/692 (Beratung mit sachverst. Gästen vom 04.07.2019)

– Abschließende Beratung und Abstimmung

– keine Wortbeiträge

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
gegen die Stimmen der Fraktion der AfD ab.

7 Medizinische Notfallversorgung bedarf keiner staatlichen Regulierung –
Kompetenzen bei den Kammern belassen. 48

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/7358

– Verfahrensabsprache

– keine Wortbeiträge

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung
durchzuführen. Weitere Absprachen sollen in der Obleuterunde
erfolgen.
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der Landesregierung
Vorlage 17/2491

– Wortbeiträge

9 Verfassungsgerichtliches Verfahren der Landschaftsverbände und ein-
zelner Kommunen in NRW gegen das Ausführungsgesetz des Landes
Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (AG-
BTHG NRW) (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD in der Sitzung am
04.09.2019) 50

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/2488

– keine Wortbeiträge

10 Aktueller Sachstand zum geplanten Verkauf der NRW-Spielbanken
(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD in der Sitzung am 04.09.2019) 51

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/2452

– keine Wortbeiträge

11 Erforschung des Medikamenteneinsatzes in Kinderheimen, Einrichtungen
der Öffentlichen Erziehung und heilpädagogischen und psychiatrischen
Anstalten (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 6]) 52

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/2490

– Wortbeiträge
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12 Ambulante Intensivpflege in NRW vor dem Hintergrund des Reha- und
Intensivpflegestärkungsgesetzes (Bericht beantragt von der Fraktion der
SPD [s. Anlage 7]) 53

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/2492

– Wortbeiträge

Der Ausschuss kommt auf Antrag von Angela Lück (SPD)
überein, den Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung zu
beraten.

13 Verschiedenes 54

* * *
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3 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 17/7200

Einzelplan 11
Vorlage 17/2325 (Erläuterungsband)

– Einbringung durch den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales (s. Anlage 4)

(Überweisung nach der ersten Lesung an den Haushaltsaus-
schuss – federführend – sowie an die zuständigen Fachaus-
schüsse am 18.09.2019)

Vorsitzende Heike Gebhard teilt mit, man habe sich in der Obleuterunde darauf ver-
ständigt, dass Rückfragen seitens der Fraktionen dem Ausschusssekretariat bis zum
11. Oktober 2019 zugeleitet werden sollten, damit die Antworten des Ministeriums bis
zur Ausschusssitzung am 30. Oktober 2019 vorliegen könnten. Am 12. November
2019 solle im Rahmen einer Sondersitzung über die gegebenenfalls eingereichten Än-
derungsanträge und den Einzelplan abgestimmt werden, damit das Votum anschlie-
ßend rechtzeitig vor der zweiten Lesung im Plenum den HFA erreiche.

Minister Karl-Josef Laumann (MAGS) erläutert:

Zunächst betone ich, dass ich sehr glücklich darüber bin, dass wir in Nordrhein-
Westfalen wieder ein richtiges MAGS haben. Dass es mir großen Spaß macht, die-
ses Ministerium zu leiten, haben Sie eben bei der Diskussion über das Gutachten
zur Krankenhauslandschaft schon gemerkt. Ich mache es natürlich auch deswegen
gerne, weil wir als Ministerium Menschen, die Hilfe brauchen, nicht alleine lassen,
sowie Ihnen helfen, berufliche Perspektiven zu finden und bezahlbare und gute
Pflege sicherzustellen, und es zu unserer Aufgabe gehört, dass die Menschen in
unserem Land Rahmenbedingungen vorfinden, um gesund zu bleiben oder – wenn
sie krank geworden sind – wieder gesund zu werden. Der Haushaltsplan trägt die-
sen Grundsätzen Rechnung. Darüber hinaus betreiben wir eine für Generationen
verantwortbare Finanzpolitik, indem wir die Schuldenbremse einhalten und als
NRW-Koalition eine solide, verlässliche, wirksame und effiziente Finanzpolitik un-
beirrt fortsetzen. Das musste ich erwähnen – nun kommen wir zur Einführung in den
Einzelplan.

Wenn Sie sich die Rahmenzahlen des Haushalts ansehen, dann werden Sie sehr
schnell erkennen, dass dieser Haushalt niedriger ist als der letzte Haushalt. Das
liegt vor allen Dingen daran, dass wir im diesjährigen Haushalt einmalig rund 50
Millionen Euro hatten, um die beruflichen Perspektiven von geflüchteten Menschen
zu verbessern. Das Geld ist längst nicht ausgegeben und es handelt sich dabei ja
um Mittel, mit denen wir über die Jahre wirtschaften dürfen. Dass der Haushalt 2020
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niedriger ist, hängt also nicht damit zusammen, dass wir woanders diese rund 50
Millionen Euro zusammengestrichen haben.

In der Abteilung Arbeit stellt das KAoA-System einen gewaltigen Batzen unserer
Arbeitsmarktpolitik dar. Das ermöglichen wir mit rund 14 Millionen Euro aus Lan-
desmitteln. Für Werkstattjahr und Ausbildungsprogramm setzen wir rund 20 Millio-
nen Euro – teilweise natürlich auch aus dem ESF – ein.

Diese drei Maßnahmen – KAoA, Werkstattjahr und Ausbildungsprogramm – lassen
sich politisch so einordnen, dass das MAGS damit Mittel für die Berufsausbildung
und für das Ankommen unserer jungen Menschen in der Berufsausbildung zur Ver-
fügung stellt. Dabei liegt der Fokus sehr stark auf jungen Leute mit, wie man es
nennt, Vermittlungshemmnissen.

Im Haushalt 2020 haben wir außerdem sichergestellt, dass es in diesem Land die
Berufseinstiegsbegleitung weiterhin geben wird. Gott sei Dank hat Frau Ramb es
hinbekommen, dass wir den Vertrag mit der Arbeitsverwaltung geschlossen haben,
sodass auch dieses Instrument in Nordrhein-Westfalen erhalten bleibt und wir es
auch mittelfristig abgesichert haben.

Alte Instrumente, die es schon ganz lange gibt und die wir als Sozial- oder Arbeits-
marktpolitiker seit vielen Jahren kennen, führen wir fort – zum Beispiel fördern wir
die Teilzeitberufsausbildungen weiter mit 2,8 Millionen Euro. Wir haben ein großes
Programm für die Ausstattung der überbetrieblichen Ausbildungsstätten aufgelegt –
vor allen Dingen zusammen mit dem Handwerk, welches das am meisten betrifft,
aber auch mit der IHK. Durch die Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers stehen
dafür jetzt jedes Jahr 8 Millionen Euro zur Verfügung. Man muss sich das so vor-
stellen: Wenn eine solche Werkstatt renoviert wird, trägt das Land ein Drittel der
Kosten. Den Rest übernimmt das Handwerk selber, wobei der Bund grundsätzlich
50 % zahlt. Man kann also sagen, dass es sich um ein jährlich zur Verfügung ste-
hendes Volumen handelt, das bei Betrachtung der unterschiedlichen Geldgeber
dreimal 8 Millionen Euro beträgt.

Ein weiteres altes Instrument, das wir fortführen, sind die 100 Ausbildungsstellen
für schwerbehinderte Menschen. Das kostet immerhin rund 2 Millionen Euro. Auch
die Förderung für „Integration unternehmen“ geht in einer Höhe von 2,5 Millionen
Euro weiter.

Bei der allgemeinen Arbeitsmarktpolitik für Langzeitarbeitslose hilft uns erheblich,
dass wir vom Passiv-Transfer zum Passiv-Aktiv-Transfer gekommen sind. Derzeit
arbeiten wir daran, dieses Programm in den Regionen unseres Landes umzuset-
zen.

Natürlich ist es auch immer wichtig, daran zu denken, dass wir dafür sorgen müs-
sen, dass die Refinanzierung der Kosten der Grundsicherung für Arbeitssuchende
bei den 53 kommunalen Grundsicherungsträgern – wir reden da immerhin über ein
Volumen von über 4 Milliarden Euro alleine für unsere Kommunen – zur Verfügung
gestellt werden. Wir gehen davon aus, dass 2020 die kommunalscharfe Verteilung
einer möglichst 100%igen Beteiligung des Bundes an den flüchtlingsbedingten Un-
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terkunftskosten ermöglicht wird. Diese flüchtlingsbedingten Unterkunftskosten ma-
chen 10 % der Gesamtkosten der Grundsicherung für Arbeitssuchende aus. Von
den insgesamt rund 4 Milliarden Euro in Nordrhein-Westfalen sind rund 400 Millio-
nen Euro für Menschen, die, weil sie damals gekommen sind und noch keine Arbeit
haben, in diesem System sind. Wir sind gemeinsam der Meinung, dass wir weiterhin
zusehen müssen, dass der Bund sich hier nicht aus seiner Finanzierungsverantwor-
tung zurückzieht und die Kommunen die Unterstützung behalten.

Den Bildungsscheck haben wir, wie Sie wissen, zu Beginn unserer Amtszeit sehr
stark nach vorne gebracht, weil ich möchte, dass wir mit ihm eine Antwort auf die
Weiterbildungsbedürfnisse vieler Menschen bieten – zum Beispiel auch die mit der
Digitalisierung zusammenhängenden. Dafür stellen wir rund 19 Millionen Euro zur
Verfügung.

Die Zwillingsschwestern des Bildungsschecks sind die Potentialberatung und die
Beratung zur beruflichen Entwicklung, hinsichtlich derer wir in Nordrhein-Westfalen
ebenfalls sehr gut aufgestellt sind.

Beim Arbeitsschutz geht es im Rahmen der Haushaltsberatung vor allen Dingen um
die Stellen: Wie viele Stellen haben wir beim Arbeitsschutz? Zunächst stehen im
Haushalt die Stellen zur Verfügung, die wir brauchen, damit diejenigen, die dieses
Jahr die Ausbildung abschließen, eine Stelle beim Arbeitsschutz bekommen. Die
Ausbildung in diesem Bereich dauert rund zwei Jahre. Wir haben außerdem die
Genehmigung des Finanzministers, in diesem Jahr 50 neue Auszubildende einzu-
stellen. Was der Finanzminister natürlich auch weiß, ist, dass, wenn die Auszubil-
denden nach zwei Jahren ihre Ausbildung abgeschlossen haben, entsprechend 50
Stellen vorhanden sein müssen, um sie beim Arbeitsschutz einzustellen. Wir kön-
nen keine jungen Leute in diesem Beruf ausbilden und sie anschließend nicht ein-
stellen; denn es handelt sich um eine spezielle Ausbildung für den Arbeitsschutz.
Wir führen die Politik, dass der Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen wieder etwas
ausgebaut wird – was auch notwendig und richtig ist –, fort. Dieser war, wenn man
ehrlich ist, nicht nur für mich in meiner ersten Wahlperiode, sondern auch für andere
Minister gelegentlich die Sparbüchse. Irgendwann ist eine Grenze erreicht. Wir müs-
sen den Arbeitsschutz nun Schritt für Schritt wieder etwas nach vorne bringen.

(Zuruf: Sie haben „in diesem Jahr“ gesagt – heißt das im Haushaltsjahr
2020?)

– Ja, ich rede jetzt immer von 2020; das ist klar. – Nun kommen wir zum Bereich
„Gesundheit“. Ich will Sie nicht mit den Details langweilen, es gibt im Grunde ge-
nommen eine ganz wichtige Zahl: Uns stehen für unsere Krankenhäuser rund 760
Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung. Dazu sage ich: Vorher waren es immer um
die 550 Millionen Euro. Man kann uns also vieles vorwerfen – auch, dass all das
noch zu wenig ist; das mag auch stimmen –, aber es sind immerhin gut 200 Millio-
nen Euro – also gut ein Drittel – mehr, die für die Krankenhäuser zur Verfügung
stehen, als das in Nordrhein-Westfalen über viele Jahrzehnte der Fall war.
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Dieses Geld wird so aufgeteilt, dass wir etwa 550 Millionen Euro – ich lege das nicht
auf die Million genau fest – über die pauschale Förderung an die Krankenhäuser
nach Größe und Fällen zahlen.

Daneben haben wir ein landeseigenes Investitionsprogramm mit jährlich wechseln-
den Förderschwerpunkten. In diesem Jahr war das vor allen Dingen die Stärkung
von Krankenhäusern in ländlichen Räumen. In dem Bereich standen uns 2019 66
Millionen Euro zur Verfügung, nächstes Jahr werden es 100 Millionen Euro sein, mit
denen wir durch ein Landesförderprogramm Zuweisungen für Investitionen an die
Krankenhäuser geben.

Zusätzlich stehen rund 200 Millionen Euro zur Verfügung; das ist der Strukturfonds.
Dieser besteht zur Hälfte aus Geld der gesetzlichen Krankenkassen und zur ande-
ren Hälfte aus Landesgeld. Beim Strukturfonds entscheidet das MAGS nicht alleine,
was damit bezahlt wird. Die Krankenkassen sitzen, weil auch sie Geld dazugeben,
mit am Tisch.

Im Grunde stehen also für die Einzelförderung, wenn sich das gut ergänzt, jedes
Jahr 300 Millionen Euro zur Verfügung – das ist schon ein bisschen was. Das Geld
in beiden Fördertöpfen müssen wir Gott sei Dank nicht unbedingt jedes Jahr aus-
geben. Das heißt, dass man nicht dieses Neujahrsfieber haben muss, sondern dass
man die Förderprojekte in einem angemessenen Zeitrahmen durchführen kann.
Das ist auch für den Strukturfonds in Berlin, wie ich finde, sehr gut geregelt; denn
er geht ja sogar über mehrere Jahre. So können wir, wenn wir zum Beispiel dieses
Jahr gar nichts machen – etwa weil noch gar keine förderfähigen Anträge vorliegen
oder wir erst noch mehr darüber wissen wollen, was sich im Rahmen der Kranken-
hausstrukturreform ergibt –, diese Mittel beispielsweise erst im übernächsten Jahr
sehr konzentriert einsetzen. Ich bin also der Auffassung, dass wir auch diesbezüg-
lich sehr gut aufgestellt sind.

Wir haben die Landarztquote eingeführt. An die, die sie nicht wollten: Ich finde, es
ist gut gelaufen, schließlich sind zehnmal mehr Bewerbungen eingegangen als Stu-
dienplätze zur Verfügung standen. Die Zukunft wird zeigen, ob wir die richtigen Be-
werber ausgesucht haben. Ich bin mir, obwohl man das nicht mit Sicherheit sagen
kann, trotzdem ziemlich sicher, dass uns das gelungen ist. Ich hoffe jedenfalls, dass
wir jene dafür ausgewählt haben, die dafür brennen, in Zukunft die Versorgung der
ländlichen Bevölkerung in einem doch sehr lebenswerten Umfeld sicherzustellen.

An der Einrichtung des virtuellen Krankenhauses haben wir weitergearbeitet. Das
virtuelle Krankenhaus ist eine tolle Idee, weil wir damit die Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen voranbringen wollen. Leider gibt es folgendes Problem: Wir haben
im Bereich der Digitalisierung ganz viele gute Projekte gemacht. Als das jeweilige
Projekt abgeschlossen war, ist aber alles zusammengebrochen.

Als ich die Uniklinik in Aachen besucht habe – diese hatte sehr viel Geld aus dem
Innovationsfonds erhalten und damit eine ganz gute Beratungsstruktur aufgebaut,
insbesondere auch mit den Ärztenetzwerken in OWL –, wurde mir dort gesagt, die
Förderung laufe am Ende dieses Jahres, also 2019, aus. Und sie fragten sich, was
sie dann tun sollten. Da ist mir sehr klar geworden, dass wir diese digitale Welt in
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die Regelfinanzierung bringen müssen, weil wir das Ganze sonst vergessen kön-
nen.

Also haben wir uns mit den Krankenkassen in Nordrhein-Westfalen – AOK und
vdek – zusammengesetzt. Diese haben im Grunde zugesagt, das mitzumachen.
Jetzt müssen wir zusehen, dass wir dieses virtuelle Krankenhaus – wie wir es erst
einmal nennen – starten. Es gibt nun einen Gründungsausschuss, in dem ein paar
Universitätskliniken, aber auch ein kleines Krankenhaus vertreten sind. Außerdem
muss auch die Ärzteschaft darin eingebunden werden. Dieser Gründungsaus-
schuss muss nun zunächst klären, was wir machen wollen. Eine spannende Frage
lautet außerdem: Wie kommt man in ein virtuelles Krankenhaus? Ein Beamter bei
uns im Ministerium hat es einmal treffend formuliert: Nicht, dass Herr Minister
Laumann ein virtuelles Krankenhaus für Phantomschmerzen einrichtet. – Das habe
ich mir sehr gut gemerkt. Es muss also schon sehr konkret sein und wirklich in den
Versorgungsstrukturen ankommen. Wie man das dann organisiert und welche Be-
reiche man aufnimmt, werden wir klären. Ich bin der Meinung, dass ein solches
virtuelles Krankenhaus zumindest für seltenere Erkrankungen eine erhebliche Er-
leichterung für die Patienten bringen kann, weil dadurch Wissen unabhängig von
Räumen zur Verfügung stehen kann. Jetzt wollen wir zunächst schauen, was bei
dem Gründungsausschuss herumkommt. Der Minister selber kann wenig dazu bei-
tragen. Man muss aber ja nicht alles selber wissen, wenn man Leute kennt, die es
wissen. Ich bin jedenfalls der Überzeugung, dass wir das ans Laufen bekommen,
dass wir die Regelfinanzierung hinbekommen und damit in dieser Sache vorankom-
men. Wir als Land werden unsere diesbezüglichen Digitalisierungsmittel – das sind
rund 2 Millionen Euro pro Jahr – auf diese Sache konzentrieren. Wir gehen da also
etwas weg von den Projekten hin zu einer klaren Ausrichtung der Finanzierung auf
das virtuelle Krankenhaus.

Die Impfkampagne ist jetzt endgültig gestartet. Ich hoffe, dass sie dazu führt, dass
die Menschen sich gerne impfen lassen. Wir wissen ja alle, dass eine Impfung im-
mer noch der beste Schutz vor Infektionskrankheiten ist. Die Debatte in Berlin über
eine Impfpflicht gegen bestimmte Infektionskrankheiten auch in Deutschland – die
ich wie viele andere auch unterstütze – bedeutet nicht, dass man die Menschen
nicht weiterhin davon überzeugen muss. Denn dann zwingt man sie nicht, sondern
sie wissen, dass das gut ist.

Die Clearingstellen für den Krankenversicherungsschutz werden weiter gefördert.

Der Kinderschutz hat eine neue Dimension bekommen, weil wir jetzt die Kinder-
schutzambulanzen mit bis zu 30.000 Euro pro Ambulanz unterstützen. In dem Be-
reich haben wir insbesondere auch mit den Unikliniken in Datteln und Köln – dort
die Rechtsmedizin – ein Hilfesystem eingerichtet, an das Ärzte sich bei Fragen zur
Dokumentation oder wenn Sie nicht sicher sind, ob bei einem Kind eine Misshand-
lung vorliegt, wenden können. Das war immer der Wunsch der Ärzte. Sie wollten
eine Stelle, die ihnen mehr Sicherheit bietet. Deswegen haben wir da diese Zusam-
menarbeit ins Leben gerufen. Derzeit handelt es sich dabei um eine Projektförde-
rung, aber es muss ja, wenn man ehrlich ist, eine langfristige Einrichtung werden,
weil es solche Fälle immer geben wird. Es scheint vielen von Ihnen ähnlich zu gehen
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wir mir, nämlich dass es bislang unvorstellbar war, dass dieses Thema in der Ge-
sellschaft scheinbar so verbreitet ist, wie wir leider durch viele Meldungen zur Kennt-
nis nehmen mussten.

Die Aktivitäten zur Versorgung von Kindern mit Diabetes werden fortgesetzt.

Sie sehen also, dass auch die Gesundheitsabteilung mit diesem Haushaltsplan gut
aufgestellt sein wird.

In der Sozialabteilung liegen mir und der Abteilung – das habe ich auch im Parla-
ment schon einmal vorgestellt – die Obdachlosen sehr am Herzen. Da darf man
nicht wegsehen; ich weiß aber auch, dass man das Problem wahrscheinlich nicht in
Gänze lösen kann. Wir setzen jedenfalls jedes Jahr 4,8 Millionen Euro ein, um in
dem Bereich weiterzukommen.

Für das Projekt zur Vermeidung von Armut und sozialer Ausgrenzung „Zusammen
im Quartier – Kinder stärken – Zukunft sichern“ werden wir weiterhin 8 Millionen
Euro einsetzen.

Wir haben bei der Förderung die Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben für Men-
schen mit Behinderungen weiter auf dem Schirm. Das muss irgendwann in den
nächsten Tagen auch nach außen gehen, damit sie wissen, dass sie weiter geför-
dert werden.

Bei der Suchtberatung machen wir so weiter, wie immer es immer war.

Die Globaldotationen in diesem Land werden ebenfalls fortgesetzt.

Die Agentur Barrierefrei Nordrhein-Westfalen wird mit 1,5 Millionen Euro weiterhin
unterstützt.

Unser Anteil für die Stiftung Anerkennung und Hilfe in Höhe von 2,05 Millionen Euro
ist selbstverständlich ebenfalls im Haushalt angelegt.

Im Rahmen der Erstattung der Fahrgeldausfälle stellt das Land im öffentlichen Nah-
verkehr in Nordrhein-Westfalen weiterhin rund 94 Millionen Euro zur Sicherung der
Mobilität behinderter Menschen zur Verfügung.

Nun komme ich zur Pflegeabteilung. Eine gute Sache ist, dass wir in diesem Bereich
nun den Pflegefonds für die Ausbildungen haben. Wir haben Gott sei Dank eine
außergerichtliche Einigung mit den Strukturen erzielt. Herr Herrmann und seine
Leute haben das, wie ich finde, sehr gut und geschickt gemacht. Die Pflegeschulen
erhalten jetzt 7.350 Euro und die Träger der praktischen Ausbildung 8.000 Euro.
Zusätzlich wird die Ausbildungsvergütung finanziert. Kein Krankenhaus, kein Alten-
heim und kein ambulanter Träger zahlt also noch irgendeinen Pfennig für die Be-
rufsausbildung seiner Auszubildenden. Die Schulen sind nun sehr gut ausgestat-
tet – insbesondere die Altenpflegeschulen, denen fast doppelt so viel Geld zur Ver-
fügung steht als es für sie viele Jahre üblich war. Im Haushalt haben wir nun außer-
dem auch Mittel in Höhe von 7 Millionen Euro eingestellt, die wir für den Ausbau
von Pflegeschulen einsetzen können.
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Ich komm zum Bereich der Altenpflegeschulen – wobei man so eigentlich nicht mehr
denken darf. Allerdings ist es ja so, dass wir, wenn wir wollen, die zu Krankenhäu-
sern gehörenden Pflegeschulen über die Krankenhausförderung unterstützen kön-
nen. Wir könnten in dem Bereich über das Krankenhausfinanzierungsgesetz rein
theoretisch einen Förderschwerpunkt Krankenpflegeschulen einrichten. Darüber
können wir aber nicht die Schulen, die nicht zu einem Krankenhaus gehören, finan-
zieren. Deswegen müssen wir dann doch noch in diesen zwei Strängen denken.

Wie man schon in der Zeitung lesen konnte, habe ich in diesem Bereich Folgendes
vor: Ab Januar nächsten Jahres möchte ich allen Menschen, die in Nordrhein-West-
falen den Pflegeberuf erlernen wollen, eine Ausbildungsgarantie geben. Es geht
nicht an, dass wir in Regionen nach wie vor teils wesentlich mehr Anmeldungen für
die Pflegeschulen haben, als wir dann an Auszubildenden annehmen. Das kann
eigentlich nicht sein, ist aber so. Außerdem ist es nicht hinnehmbar, dass ein Minis-
ter herumreist und Abkommen zur Einführung von Pflegeschulen schließt, während
ein anderer Minister es in seinem Bundesland nicht geregelt hat, dass alle Men-
schen, die den Pflegeberuf erlernen wollen, eine entsprechende Ausbildung absol-
vieren können. Diesen Umstand bin ich leid, und deswegen gibt es in Nordrhein-
Westfalen ab dem nächsten Jahr diese Ausbildungsgarantie.

Außerdem müssen auch die Krankenhäuser in der Pflegeausbildung mehr tun; denn
jetzt kann mir niemand mehr erzählen, dass sie das nicht bezahlen könnten. Es wird
schließlich alles über den Fonds finanziert.

Unseren Krankenhäusern muss auch bewusst werden, dass vielleicht nicht alle
Schüler die Voraussetzungen mitbringen, die die Krankenhäuser bei ihnen nun über
viele Jahre gewohnt waren. Man muss sich mit den Schülern beschäftigen und viel-
leicht auch mal ein bisschen mehr investieren, um sie ans Ziel zu bringen. Ich habe
zum Beispiel durchaus vor Augen, dass es in Teilen von Städten im Ruhrgebiet
sowie in anderen großen Städten ein erhebliches Potenzial für diese Berufe unter
den jungen Menschen dort gibt. Ein Arbeitsminister kann nicht dulden, dass wir in
manchen Berufen die Potenziale nicht nutzen, die wir aber in bestimmten Stadttei-
len mit hoher Jugendarbeitslosigkeit für die eigene Bevölkerung brauchen.

Daran sieht man übrigens auch, dass die Einrichtung eines Arbeits-, Gesundheits-
und Sozialministeriums eine sich kluge Idee ist und sich eine Zerschlagung des-
sen – egal durch wen – im Grunde nie bewährt hat.

Das Investitionsprogramm mit jährlicher Schwerpunktsetzung in Höhe von im
nächsten Jahr 100 Millionen Euro habe ich schon angesprochen. Wir müssen es im
Ministerium noch überlegen, aber ich kann mir vorstellen, dass eine Einzelförderung
im Krankenhausbereich nächstes Jahr der Ausbau von Pflegeschulen in Kranken-
häusern sein könnte – vielleicht nicht in Höhe der gesamten 100 Millionen Euro. Sie
sehen also, dass wir in dieser Sache weiterkommen.

Die Pflegekammer steht im Haushalt. Ich werde dafür sorgen, dass sie ihre Vorbe-
reitungen treffen kann und dass sie nicht mit Schulden ihre Arbeit aufnimmt. Poli-
tisch will ich an dieser Stelle nur einen Satz sagen: Ich werde mir noch sehr viel
einfallen lassen müssen bzw. wollen – hoffentlich geht es gut –, um irgendwie diese
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Differenz bei Gewerkschaften und Pflege aufzulösen. Diese ist nämlich ganz
schlecht – sowohl in Niedersachsen als auch in Rheinland-Pfalz. Aktuell weiß ich
noch nicht, wie wir das machen. Jedenfalls scheint mir, als könnte das Verhältnis
der Pflegeverbände zu den Gewerkschaften ein bisschen besser sein, und auch
das Verhältnis der Gewerkschaften zu den Pflegeverbänden könnte manchmal ein
bisschen anders sein. Nun dreht sich das Ganze gewissermaßen um das Thema
„Pflegekammer“. Ich bin der Meinung, dass wir für eine effiziente Vertretung der
Pflege sowohl eine Kammer als auch Gewerkschaften brauchen und das kein Ge-
geneinander ist. Wenn wir an einem Strang ziehen, dann wird sich das, so denke
ich, sehr gut regeln lassen.

Der Einstieg in die Schulgeldfreiheit bei den anderen, nicht akademischen Gesund-
heitsberufen hat sich als ein wahrer Jungbrunnen erwiesen. Die Schulen werden grö-
ßer und es entscheiden sich wieder mehr Leute für Logopädie, Physiotherapie usw.
Ich schon ein wenig stolz darauf, dass die Situation in Nordrhein-Westfalen jetzt an-
ders ist als vorher. Bei der alten Landesregierung war es ja so, dass jeder, der im
Gesundheitssystem mehr als 100.000 Euro verdiente, vom Land ausgebildet wurde,
und jeder, der weniger als 30.000 Euro verdiente, selber bezahlen musste. Das habe
ich jetzt geändert, sodass diejenigen, die weniger als 30.000 Euro verdienen, ihre
Ausbildung nicht alleine bezahlen müssen. Und deswegen ist das, glaube ich, ohne
Frage eine richtige Einschätzung.

Teilhabe im Alter werden wir natürlich zum Schwerpunkt machen. Herr Mostofiza-
deh, es ist mir wichtig, dass Sie hiermit jetzt wissen: Ich bin nicht gegen Quartiere.
Vielmehr haben wir entschieden, dass wir Stellen in 60 Pflegeeinrichtungen finan-
zieren werden, die sich um die sektorübergreifende Organisation von Hilfe für alte
Menschen bei Pflegeeinrichtungen sowie ambulanten und teilstationären Pflege-
diensten kümmern. Dafür stellen wir rund 3 Millionen Euro zur Verfügung.

Sie sehen: Wir machen das nicht wie früher, als man vom Quartier sprach, das
Quartier aber keinen Ort hatte. Jetzt gibt es ein echtes Quartier und der Ort, wo man
Hilfen findet, hat eine Anschrift, eine Adresse und eine Telefonnummer. Das ist für
den Normalbürger nicht ganz verkehrt, damit er die Ansprechpartner erreichen
kann.

Unsere neuen Regionalbüros Alltag, Pflege und Demenz haben wir zu Einrichtun-
gen gemacht, die sich umfänglich um diesen Bereich kümmern. Die Umstrukturie-
rung ist im Grunde abgeschlossen.

Darüber hinaus haben wir 130 Wohnberatungsstellen – die eine gute Sache sind –,
die zunehmend auch digital beraten.

Sie sehen, dass wir für das, was wir politisch machen wollen, aus meiner Sicht im
Haushalt 2020 die Finanzierungsgrundlage sichergestellt haben. Wahr ist: Mehr
geht immer. Aber es ist trotzdem eine, wie ich finde, ganz gute Grundlage, damit
die Arbeitsmarkt-, Sozial- und Gesundheitspolitik unseres Landes im nächsten Jahr
das Land mitgestalten kann. Ich freue mich auf die Haushalsberatungen, die jetzt
im Parlament und im Ausschuss stattfinden werden. – Schönen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.
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(Beifall)

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE) dankt dem Minister, dass er dem Ausschuss den
Respekt erweise, den Haushaltsplan persönlich einzubringen und dies nicht – wie im
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen – einen Mitarbeiter erledigen
lasse.
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